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Neuste Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes zum Hochwasserschutz

Wegen der Thematik des Hochwasserschutzes ist es in der Vergangenheit zu unterschiedlichen Auffassungen hinsichtlich der Anwendung des § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG gekommen. Die Vorschrift lautet wie folgt: 


In festgesetzten Überschwemmungsbieten ist untersagt: 


1.

Die Ausweisung von neuen Baugebieten in Bauleitplänen 
oder sonstigen Satzungen nach dem Baugesetzbuch, ausgenommen Bauleitpläne für Häfen und Werften,…

SET \ANNO_M_BEGIN_TEXT_BMK 
Das nordrhein-westfälische Umweltministerium und auch teilweise die Bezirksregierung Köln haben stets die Auffassung vertreten, dass unter dem Begriff „neues Baugebiet“ jede Änderung eines vorhandenen Gebietes zu verstehen ist. Findet sich in einem Hafen ein faktisches Gewerbegebiet (GE), so darf keine Überplanung z.B. in ein Mischgebiet (MI) erfolgen, wo dann auch Wohnbebauung zulässig wäre. 

Dieser Auffassung sind wir seit Jahren entgegengetreten, da der Gesetzgeber dies ausweislich seiner Motive so nicht gemeint haben kann. Andere Bundesländer wie z.B. der Freistaat Sachsen haben auch ausdrücklich die Überplanung von bebauten Hochwasserschutzgebieten mit einem neuen Baugebietscharakter zugelassen. Die Diskussion in Nordrhein-Westfalen allerdings war mehr von politischen Hintergründen geprägt als von der reinen Rechtsanwendung. 

Jene Auseinandersetzung um die Auslegung der Vorschrift des § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG ist nunmehr beendet. Das Bundesverwaltungsgericht hat in einem Grundsatzurteil vom 03.06.2014 – 4 CN 6.12 – eine uns bestätigende Rechtsauffassung kundgetan. 

I.

Gegenstand der bundesverwaltungsgerichtlichen Entscheidung war ein Normenkontrollverfahren gegen einen Bebauungsplan einer Gemeinde in Rheinland-Pfalz. Der Normenkontrollantragsteller ist Miteigentümer eines Wohnhauses im Geltungsbereich des Bebauungsplanes. Südlich an sein Grundstück grenzt eine ehemalige Sektkellerei an, die zu einer Brauerei mit Außengastronomie umgenutzt werden sollte. Ein Bauvorbescheid hierfür wurde erfolglos beantragt. Daraufhin hat die Kommune einen neuen Bebauungsplan aufgestellt, der Anfang 2012 als Satzung beschlossen worden ist. Das Gelände der ehemaligen Sektkellerei wurde als (gegliedertes) Mischgebiet festgesetzt. Ein Teil des Plangebietes liegt im festgesetzten Überschwemmungsgebiet der Mosel. 

Der Normenkontrollantrag wurde durch das OVG Koblenz abgelehnt. Die Festsetzung des Mischgebietes sei nicht zu beanstanden. Ein Verstoß gegen § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG könne nicht festgestellt werden. Unter „neuem Baugebiet“ sei nur eine solche Bauleitplanung zu verstehen, die erstmals eine Bebauung zulasse. Es sei allenfalls erforderlich, Änderungsplanungen nicht zuzulassen, die zu einer beachtlichen neuen Flächenversiegelung führen oder zu einer wesentlichen Behinderung des Hochwasserabflusses. Dies sei aber im konkreten Fall zu verneinen. Im Übrigen entspreche das vorhandene Gebiet auch einem faktischen Mischgebiet. 

Das OVG Koblenz hat die Revision zugelassen, weil es die Frage der Anwendung des § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG sowie die Auslegung dieser Vorschrift als rechtsgrundsätzlich und klärungsbedürftig angesehen hat. Daraufhin hat der Normenkontrollantragsteller die Revision beantragt. 

II.

Das Bundesverwaltungsgericht hat die Revision des Normenkontrollantragstellers gegen das Urteil des OVG Koblenz vom 29.06.2012 mit Urteil vom 03.06.2014 zurückgewiesen. Das Normenkontrollurteil des OVG Koblenz sei nicht zu beanstanden. Im Einzelnen führt das Bundesverwaltungsgericht zu der hochwasserschutzrechtlichen Thematik Folgendes aus: 

1.

Gemäß der Vorschrift des § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG ist in festgesetzten Überschwemmungsgebieten (bzw. vorläufig festgesetzten Überschwemmungsgebieten) die Ausweisung von neuen Baugebieten in Bauleitplänen nach dem BauGB untersagt. Die Vorschrift ist so auszulegen, dass es sich bei „neuen Baugebieten“ um die erstmalige Ermöglichung einer Bebauung durch Bauleitplanung handelt. Nur die Änderung der Gebietsart eines bereits ausgewiesenen Baugebietes erfülle den Verbotstatbestand nicht. 

2.

Dass nur die erstmalige Ermöglichung einer Bebauung mit § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG ausgeschlossen werden sollte, sieht das Bundesverwaltungsgericht als ausdrücklichen Willen des Gesetzgebers an. 

Die beteiligten Verbände (BTDrucks 15/3510 Seite 2 ff.) sowie der Bundesrat (BTDrucks 16/13306 Seite 19) haben nur ein Planungsverbot für neue Baugebiete gefordert, wo erstmals eine zusammenhängende Bebauung im Überschwemmungsgebiet geschaffen werden könnte. Die Überplanung von bereits bebauten Bereichen solle nicht unter das Verbot fallen. 

Im Gesetzgebungsverfahren wurde nur darüber diskutiert, ob eine Klarstellung zum Begriff „neue Baugebiete“ erforderlich sei. Die Bundesregierung war aber letztlich der Auffassung, dass die Um- oder Überplanung bereits bebauter Gebiete selbstverständlich nicht von der Verbotsvorschrift erfasst wäre. 

Im Rahmen der historischen Analyse der Motive des Gesetzgebers unterfallen bereits bebaute Gebiete nicht dem Verbotstatbestand. Zudem wird aus dem Wortlaut „neues Baugebiet“ auch geschlossen, dass damit nicht die Neuausweisung bereits ausgewiesener Baugebiete gemeint sein kann. 

In einem obiter dictum führt das Bundesverwaltungsgericht zudem aus, dass auch die Überplanung bebauter Innenbereichslagen nicht mit einem „neuen Baugebiet“ gleichzusetzen ist. Betroffen von dem Verbotstatbestand des § 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG sind somit nur solche Gebiete, wo erstmalig überhaupt die Möglichkeit der Bebauung geschaffen wird. 

Ansonsten hätte der Bundesgesetzgeber einen anderen Wortlaut gewählt. So spricht z.B. § 113 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 Landeswassergesetz (LWG) NRW a.F. von „Ausweisen von Baugebieten“, nicht von neuen Baugebieten. 

3.

Neben dem historischen Gesetzgeberwillen und dem Wortlaut spricht auch die systematische Auslegung für die Richtigkeit der Auffassung des Bundesverwaltungsgerichtes. So regelt § 78 Abs. 2 WHG die ausnahmsweise Zulässigkeit von neuen Baugebieten. Ausnahmsweise ist danach auch die Überplanung des Außenbereiches im festgesetzten Überschwemmungsgebiet zulässig, wenn die in § 78 Abs. 2 WHG aufgeführten Voraussetzungen erfüllt sind. Hierzu gehört z.B. die fehlende Möglichkeit der Siedlungsentwicklung an anderer Stelle (§ 78 Abs. 2 Nr. 1 WHG). Schließlich spricht auch § 78 Abs. 2 Nr. 2 WHG von einer Ausnahme, wenn das neu auszuweisende Gebiet unmittelbar an ein bestehendes Baugebiet angrenzt. Diese Arrondierung von Baugebieten geht dann ins Leere, wenn bereits ein (faktisches) Baugebiet existiert. 

4. 

Das Bundesverwaltungsgericht geht sogar weiter als das OVG Koblenz. Das OVG war in der Vorinstanz davon ausgegangen, dass der Verbotstatbestand dann greift, wenn es zu einer beachtlichen neuen Flächenversiegelung und/oder zu einer wesentlichen Behinderung des Hochwasserabflusses kommt. Das Bundesverwaltungsgericht hingegen judiziert, dass eine solche Beschränkung des Verbotstatbestandes nicht gesetzesimmanent ist. Jedes Planaufstellungsverfahren müsse nämlich im Rahmen der Planaufstellung die Belange des Hochwasserschutzes gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB berücksichtigen. Dabei komme es auf den Hochwasserabfluss und unmittelbar auch auf die Dichte einer Bebauung an. Die Klärung sei in der Planaufstellung der abschließenden Abwägungsentscheidung gemäß § 1 Abs. 7 BauGB überlassen. Hinzu komme schließlich noch, dass auch bei einer Überplanung eines Baugebietes die Abweichungsentscheidung gemäß § 78 Abs. 3 WHG erforderlich sei. Auch bei Vorliegen eines Bebauungsplanes ist im konkreten Einzelfall bei der Abweichung in Bezug auf § 78 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 WHG zu überprüfen, dass die Hochwasserrückhaltung allenfalls nur unwesentlich beeinträchtigt, der Abfluss bei Hochwasser sichergestellt und das Vorhaben hochwasserangepasst ausgeführt wird. 

5. 

Erläuternd weist das Bundesverwaltungsgericht darauf hin, dass bei einem bestehenden Baugebiet die planende Kommune selbstverständlich nicht von der Pflicht enthoben ist, die Belange des Hochwasserschutzes in der Abwägung zu berücksichtigen. Schon diese Abwägungsentscheidung sowie die für die Vorhabenzulassung erforderliche wasserrechtliche Abweichungsentscheidung gemäß § 78 Abs. 3 WHG stellen einen wirksamen und ausreichenden Hochwasserschutz sicher. 

III.

Im Ergebnis ist somit festzuhalten, dass die im Hochwasserschutzgebiet befindlichen überbauten Flächen sehr wohl überplant werden dürfen. Dabei kann ein faktisches Baugebiet durchaus so überplant werden, dass eine andere Baugebietsart festgesetzt wird. Ein faktisches Gewerbegebiet kann damit zu einem per Bebauungsplan festgesetzten Mischgebiet (MI) oder sogar Allgemeinem Wohngebiet (WA) gewandelt werden. 
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